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«Wir verfolgen vitale strategische
Interessen der Schweiz»
Mit ihrer Energieaussenpolitik verfolge die Schweiz eine ähnliche Stossrichtung wie Brüssel, sagt Bundesrätin Micheline Calmy-Rey im

Interview mit energeia. Im Zentrum der Aktivitäten steht dabei das Sicherstellen einer langfristigen, umweltverträglichen und wirtschaftlichen

Energieversorgung. Der Bundesrat will mit ausgewählten Staaten, auch ausserhalb Europas, Energiepartnerschaften aufbauen und mit

diplomatischer Unterstützung der Schweizer Energiewirtschaft den Eintritt in diese Energiemärkte erleichtern.

Frau Bundesrätin, der Bundesrat hat die

Schweizer Energiepolitik neu ausgerichtet
und will dabei die Energieaussenpolitik
stärken. Wie soll diese aussehen?

Der Bundesrat hat in diesem Jahr den Rahmen

für eine aktive Energieaussenpolitik gesetzt
Mit aussenpolitischen Aktivitäten will er dazu

beitragen, dass die Energieversorgung in

der Schweiz sicher, umweltvertraglich und

wirtschaftlich ist Die Schweiz will sich in

Zukunft weiter dem Energiemarkt der EU

annähern, intensive Kontakte zu den

Nachbarstaaten pflegen und mit ausgewählten

Energieforder- und Transitlandern

Energiebeziehungen aufbauen Daruber hinaus wird
die Schweizer Entwicklungszusammenarbeit
dem Thema Energie mehr Rechnung tragen,
und die Schweiz wird auch ihr Engagement
bei internationalen Energieorganisationen

wie der Internationalen Energieagentur
intensivieren

Das Gasabkommen zwischen der
Elektrizitäts-Gesellschaft Laufenburg EGL und

der staatlichen iranischen Gasgesellschaft
NIGEC hat hohe Wellen geschlagen. Warum

ist das Abkommen für die Schweiz von

Bedeutung?

Fur unsere langfristige Gasversorgungssicherheit

ist das Abkommen nicht zentral

Denn nur ein Bruchteil der 5,5 Milliarden

Kubikmeter Erdgas, welche die EGL ab 2011

jährlich aus dem Iran beziehen wird, ist fur
den hiesigen Markt bestimmt Der uberwiegend

grosste Teil des Gases wird dereinst in

Italien in Gaskraftwerken zum Einsatz gelangen

Zudem nimmt die Gaswirtschaft bereits

heute ihre Verantwortung wahr und trifft die

notigen Massnahmen, um die langfristige

Gasversorgung in der Schweiz sicher zu

stellen Und trotzdem Das transadriatische

Pipeline-Projekt der EGL, kurz TAP-Projekt

genannt, das mit dem Gasliefervertrag in

Zusammenhang steht, öffnet einen neuen

Gasbeschaffungskorridor nach Europa (vgl

energeia 2/08) Von dieser Diversifizierung
der Beschaffungsrouten und der Gasquellen

wird auch die Schweizer Gaswirtschaft

profitieren.

Mit der Iranreise vermittelten Sie aber die

Botschaft: Es geht um vitale Interessen der

Schweiz...

Die Schweiz ist ein rohstoffarmes Land

Heute fallen rund 80 Prozent der

Energieversorgung auf die fossilen Energieträger
Ol und Gas Diese beziehen wir vollständig

aus dem Ausland Diesem Aspekt hat der

Bundesrat im letzten Jahr bei der

Neuausrichtung der Energiepolitik Rechnung getragen

Unter anderem wünschte er sich eine

aktivere Energieaussenpolitik, die sich an

klaren, strategischen Zielen ausrichtet, wie
der Stärkung der umweltvertraglichen und

wirtschaftlichen Energieversorgung und
generell der Versorgungssicherheit An diesen

Zielen orientieren wir uns. Beispielsweise
indem wir mit Förder- und Transitlandern
bilaterale Abkommen abschlössen, und die

Energiewirtschaft beim Zugriff auf wertvolle
Ressourcen in Landern auch ausserhalb der
EU unterstutzen Siesehen, mit unserer

Energieaussenpolitik verfolgen wir tatsächlich
vitale strategische Interessen der Schweiz.

Mit der Forderung der Energiedialoge im

Ausland fahrt die Schweiz im Übrigen eine
ähnliche Schiene wie die EU Der energiepo-
litische Aktionsplan des Europaischen Rates

sieht fur die Jahre 2007 bis 2009 eine

Verbesserung der Kooperation mit allen Ener-

gielieferanten vor - zur Sicherstellung der

Energieversorgung in Europa

Die Diplomatie öffnet der Schweizer

Energiewirtschaft also Türen im Ausland.
Ja Die Iranreise war ein Musterbeispiel fur
die erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen

einer Schweizer Firma und der Schweizer

Diplomatie Ich kann Ihnen ein weiteres
Beispiel liefern In langwierigen Verhandlungen
mit Frankreich vertreten wir die Interessen

der Gaznat SA - einer regionalen Gasgesell-
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schaft aus der Romandie - und stehen kurz vor
dem Abschluss der Gespräche. Auch dies ist ein

Erfolg der Schweizer Diplomatie im Dienste

strategischer Landesinteressen.

Sie argumentieren, das Gasgeschäft mit dem

Iran würde auch der EU nützen. Sieht das Brüssel

auch so?

Die EU unterstützt das TAP-Vorhaben der EGL.

Das hat sie uns gegenüber verschiedentlich

bekräftigt. Zudem forciert Brüssel mit Nabucco ein

Projekt aus den eigenen Reihen zur Erschliessung

von Gasvorhaben in Sudosteuropa und zur

Diversifizierung der Gasbeschaffungskorridore
nach Europa.

Steht das Projekt der EU in Konkurrenz mit dem

Vorhaben der EGL?

Die EU stellt sich auf den Standpunkt, dass es

der Markt regeln soll, wie viele der heute

bestehenden Pipelineprojekte letztendlich auch

realisiert und wirtschaftlich betrieben werden

Zudem arbeiten wir gegenwärtig daran, den

Energiedialog mit der Türkei zu vertiefen. Als

Transitland spielt die Türkei eine zentrale Rolle

bei der strategischen Diversifizierung der

Energieversorgung Europas und ist damit auch

für die Schweiz ein wichtiger Gesprächs- und

Wirtschaftspartner. Und nicht zuletzt führen wir
Verhandlungen mit der EU über ein bilaterales

Stromabkommen.

Was kann die Schweiz diesen Ländern anbieten?

Schweizer Unternehmen sind weltweit führend
auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung

von effizienten Energietechnologien, von

energieeffizienten Geräten und Produkten. Hier

können unsere Unternehmen ihr ganzes Know-
how in die Waagschale werfen und wertvollen
Wissens- und Technologietransfer in die
Partnerländer leisten. Gleiches gilt im Bereich der

erneuerbaren Energien, insbesondere bei der

Nutzung der Wasserkraft. Zudem bieten unsere

«Die Schweiz will sich in Zukunft weiter dem Energiemarkt der EU annähern, intensive Kontakte

zu den Nachbarstaaten pflegen und mit ausgewählten Energieförder- und Transitlandern
Energiebeziehungen AUFBAUEN.»

können. Grundsätzlich gilt für Brüssel: Je mehr

Pipelineprojekte umgesetzt werden können, desto

besser spielt der Wettbewerb auf dem

europäischen Gasmarkt. Die Zufuhr von neuem Gas

ist für Europa zentral: Aktuell werden rund 55

Prozent des europäischen Gasbedarfs durch
ausländische Bezugspartner gedeckt, nämlich von

Russland, Norwegen und Afrika. Allein davon

beläuft sich der Anteil an Gas aus Russland auf
43 Prozent. Hinzu kommt, dass die europaweite

Gasproduktion rücklaufig ist, die Nachfrage
nach Erdgas in der EU jedoch weiter ansteigt Für

2030 prognostiziert die Internationale Energieagentur

einen Anstieg der Erdgasimportabhängigkeit

der EU auf rund 84 Prozent.

Mit welchen Ländern unterhält die Schweiz
bilaterale Abkommen im Energiebereich?
Wir haben im letzten Jahr mit Aserbaidschan

eine enge Zusammenarbeit im Energiebereich
vereinbart. Im Mittelpunkt stehen dabei die

Versorgung und der Transport von Öl und Gas.

Schwerpunkte bilden aber auch der
Informationsaustausch und die Zusammenarbeit im

Bereich der erneuerbaren Energien, in der
Energieforschung sowie im Bereich des

Technologietransfers, die durch gemeinsame Projekte
gefördert werden sollen. Weiter sollen die

Kooperation von privaten Unternehmen im Energiebereich

beider Lander und private Investitionen
im Energiesektor erleichtert werden.

Hochschulen hervorragende Ausbildungsgänge
im Energiebereich an - diese sollen für junge
Menschen aus den Partnerländern auch zugänglich

sein.

Wie kommt es, dass das EDA in der Energiepolitik

derart aktiv ist? Wie verläuft die Abgrenzung

zum UVEK und zu Energieminister Moritz

Leuenberger?
Der Bundesrat hat im letzten Frühling die

Schweizer Energiepolitik neu ausgerichtet und

auf vier tragende Säulen gestellt: Steigerung
der Energieeffizienz in allen Bereichen, Fördern

der erneuerbaren Energien, Aus- und Zubau

des hiesigen Kraftwerkparks sowie eine aktive

Energieaussenpolitik. Daraufhin hat das UVEK

gemeinsam mit dem EDA und dem EVD ein Konzept

zur Energieaussenpolitik verfasst und klare,

strategische Ziele in der Energieaussenpolitik
definiert Dieses Konzeptsetzen wir nun in

Arbeitsgruppen in die Praxis um. Diese Arbeitsgruppen
setzen sich zusammen aus Vertretern der drei

erwähnten Departemente. Das EDA hat zudem

einen Diplomaten ins Bundesamt fur Energie

delegiert, der den gegenseitigen Informationsfluss
sicherstellt.

Interview:

Roger Dubach und Klaus Riva

Im Mittelpunkt des Besuches von
Bundesrätin Micheline Calmy-Rey in

Teheran standen nicht nur Energiefragen.

Weitere bilaterale Themen wie
Menschenrechte oder die iranische

Politik gegenüber Israel waren ebenfalls

zentral.

Frau Bundesrätin, Sie haben bei Ihrem

Besuch im Iran auch die Menschenrechtslage

angesprochen. Was war Ihre

Botschaft?

Ich habe über die Verschlechterung der

Menschenrechtssituation im Iran gesprochen

und insbesondere Fälle von Steinigungen,

Gliederamputationen oder die Todesstrafe

für Minderjährige verurteilt. Ich hielt

ausdrücklich fest, dass solche Praktiken für die

Schweiz nicht tolerierbar sind und grausame,

unmenschliche Strafen darstellen.

Haben Sie auch die Spannungen zwischen

dem Iran und Israel angesprochen?
Ich habe meinen Gesprächspartnern gesagt

und öffentlich festgehalten, dass die

antiisraelische Rhetorik Irans für die Schweiz nicht

akzeptierbar ist. Alle Mitgliedstaaten der UNO

haben ein Recht darauf, zu existieren. Das gilt
selbstverständlich auch für den Staat Israel.

Die Schweiz setzt sich dabei aktiv für eine

friedliche Losung des israelisch-palästinensischen

Konflikts ein.
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